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Acht Thesen zu einer zukunftsfähigen
Forschungs- und Industriepolitik in Deutschland

1

Staatliche Forschungsförderung fi nanziert sich aus öffentlichen Mitteln.

Über ihre Zielsetzung fi ndet jedoch keine breite öffentliche Debatte statt:

   Wohin soll sich die Gesamtgesellschaft entwickeln?

   Welche neuen Technologien und Innovationen  

      braucht ein sozial-ökologischer Umbau?

   Welche Forschung soll also betrieben werden?

Die Politik kann die Beantwortung dieser Fragen nicht dem Markt,

den Privatunternehmen, den technokratischen Eliten oder den ministeriellen 

Arbeitsgruppen überlassen, sondern muss alle gesellschaftlichen Gruppen

einbinden. Nur auf dem Weg der Bürgerbeteiligung erhalten Forschung und 

ihre Förderung in einer demokratischen Gesellschaft eine hohe Legitimation.

Die staatlich geförderte Forschung – ein Drittel der Forschungsaufwen-

dungen insgesamt – begünstigt vor allem Großunternehmen und wird von 

diesen häufi g für ohnehin geplante F&E-Projekte mitgenommen. Es herrscht 

vielfach das Matthäus-Prinzip „Wer hat, dem wird gegeben.“ Diese Förder-

praxis ersetzt keine vorausschauende Industrie- und Technologiepolitik. 

Dies ist gegenwärtig schmerzlich zu erfahren. So fehlen beispielsweise der 

alternativen Antriebstechnik als Pendant die entsprechende Energiespei-

chertechnik und die Forschung dazu. Batterie-Know-how in Deutschland?

Früher war man hier weltweit führend, heute muss entsprechendes Wissen 

mühsam wieder aufgebaut werden. Durch ein wissenschaftlich gestütztes 

und an gesellschaftlichen Belangen orientiertes Frühwarnsystem ließen sich 

solche Fehlentwicklungen erkennen und korrigieren.

Öffentliche Forschungsförderung darf nicht High-Tech-lastig und nur

auf Spitzentechnologie und Spitzenforschung fi xiert sein. Das wird der 

deutschen Industrielandschaft nicht gerecht. Auch etablierte industrielle 

Sektoren wie Stahl-, Elektro-, Automobilindustrie und Maschinenbau haben 

einen hohen Bedarf an Innovationen.

Hier muss der Strukturwandel rechtzeitig angestoßen und durch öffentlich

geförderte Konversionsforschung begleitet werden. Der Großteil der

Forschungsgelder darf nicht in das fl ießen, was sich Spitzencluster und

Exzellenzinitiative nennt. 

Grundlagenforschung ist der ‚Brutkasten’, aus dem die zukunftsträchtigen 

Basisinnovationen entstehen. Umso besorgniserregender ist, dass Grund-

lagenforschung in Deutschland heimatlos zu werden droht.

Die Unternehmen schieben sie an die Universitäten und außeruniversitären 

Forschungseinrichtungen ab. Die Universitäten wiederum werden vor allem 

vom Staat unter Druck gesetzt, anwendungsnah zu forschen.

Aus fi nanzieller Not geben die Hochschulen diesem Druck vielfach nach.

Auf der Strecke bleibt die Grundlagenforschung. Sie muss wieder primäre 

Aufgabe der Hochschulen werden. Nur dann wird sie ihre volle Wirkung als 

Nährboden von Entdeckungen und Erfi ndungen entfalten können.

Nur ein hoher Aufwand für Forschung und Entwicklung ( F&E ) gewährleistet 

eine gute Lebensqualität und einen solide fi nanzierten Sozialstaat.

Deutschland muss seine Aufwendungen in F&E steigern.

Es liegt mit weniger als drei Prozent seines Bruttosozialprodukts unter

dem selbst gesetzten ‚Lissabon-Ziel’. Das reicht nicht aus, um im schärfer 

gewordenen internationalen Wettbewerb mit neuen Produkten und Techno-

logien bestehen zu können.

Der Bund, die Länder und auch

die Unternehmen werden deutlich

mehr in F&E investieren müssen.

Bei der Gewährung staatlicher Forschungsmittel ist stets zu bewerten

und als Entscheidungskriterium einzubeziehen, ob sich

die Begünstigten für die Ansiedelung von nachhaltigen

Forschungs-, Produktions- und Dienstleistungs-

Arbeitsplätzen verbürgen. Es ist nicht akzeptabel,

dass Unternehmen staatliche Gelder kassieren

und zugleich Arbeitsplätze verlagern.

Kritikwürdig ist auch die gängige Praxis,

öffentlich geförderte Start-Ups zuzukaufen.

So verlagern die Unternehmen ihr

unternehmerisches Risiko

auf die öffentliche Hand.

Die Verbesserung von Arbeitsorganisation und Arbeitsprozessen ist für die 

staatliche Forschungsförderung derzeit nur von untergeordneter Bedeutung.

Diese Forschung ist zu forcieren. Und sie sollte interdisziplinär angelegt sein. 

Soziologen und Juristen müssen ihr Wissen ebenso einbringen können wie

Arbeitsmediziner und Psychologen. Gefragt ist zudem das Expertenwissen 

der Beschäftigten sowie der Fundus an arbeitspolitischer Erfahrung, über 

den die Akteure der kollektiven Mitbestimmung verfügen. Technischer Fort-

schritt muss dem Bedürfnis nach guter Arbeit, umweltfreundlichen Arbeits-

plätzen und fairen Leistungsbedingungen Rechnung tragen.

Nur an Betriebswirtschaft und Rentabilität orientiert,

verliert technischer Fortschritt seinen Sinn.

Das öffentliche Ansehen von Forschung und Wissenschaft sinkt. Zugleich

ist unsere Gesellschaft auf wissenschaftlichen Input existentiell angewiesen.

Ein künftiges naturwissenschaftliches Studium darf nicht mehr unter dem

Motto stehen: „ Nur die Härtesten kommen durch.“ Das schreckt viele, vor 

allem junge Frauen, ab. Das Anwendungspotenzial von Technik, ihre Risiken 

und Chancen, müssen in Schule und Studium eine viel größere Rolle spielen. 

Einen Numerus Clausus in den Masterstudiengängen darf es künftig nicht 

mehr geben. Das verschärft den Mangel an hochqualifi zierten Kräften und 

verbaut dem Einzelnen die Chance, sich auf höchstem wissenschaftlichem

Niveau auszubilden. Indes bleibt das Wichtigste der gesellschaftliche

Konsens: Eine Gesellschaft, die weiß, wohin sie sich entwickeln,

wie sie mit der Natur pfl eglich umgehen und

welche Technologien sie dafür erforschen will,

wird ihren Naturwissenschaftlern/innen

das kollektive Ansehen nicht verweigern. 

Wir brauchen eine öffentliche Debatte über
staatliche Forschung und künftige Technologien

Eine vorausschauende Industrie- und
Technologiepolitik ist gefordert

Forschungsförderung muss den industriellen
Strukturwandel bewältigen helfen

Grundlagenforschung ist als primäre Aufgabe
der Universitäten wiederzuentdecken

Bund und Länder müssen ihre Investitionen
in Forschung und Entwicklung steigern

Staatliche Förderung ist an
Arbeitsplatzgarantien zu knüpfen

Technischer Fortschritt und Forschung müssen dem 
Bedürfnis nach guter Arbeit Rechnung tragen

Erst ein breiter gesellschaftlicher Konsens verschafft 
Forschung und Wissenschaft Ansehen und Akzeptanz

Thesen zur staatlichen Forschungspolitik zu formulieren

ist das eine. Aber was hat dies mit dem anderen,

der betrieblichen Alltagswelt zu schaffen?

Eine Menge, meinen wir. Die Chance, während des Berufslebens in einem

staatlich kofi nanzierten Projekt zu arbeiten, ist groß. Vor allem, wenn

jemand in einem High Tech- oder Großunternehmen beschäftigt ist.

In Klein- und Mittelbetrieben ist diese Chance dagegen deutlich geringer.

Staatliche Forschungspolitik wirkt sich auf unsere Arbeitsplätze aus,

indem sie aktiv betrieben wird, aber auch dann, wenn vernünftige

Förderung unterbleibt.

Es geht uns mit den Thesen um nachhaltige und zukunftsträchtige Jobs

in Deutschland. Sie sollen auch mit Hilfe des Staates entstehen.

Wir verstehen uns nicht nur als Angestellte eines Unternehmens,

sondern auch als Staatsbürger. Und als solche formulieren wir unsere

Forderungen und Interessen.

Mehr Mitsprache über künftig zu produzierende Waren, Dienstleistungen 

und Technologien ist in den Unternehmen geboten. Das gleiche Gebot 

gilt natürlich auch in einer demokratischen Gesellschaft. Der notwendige 

Strukturwandel der Industriegesellschaft braucht Einmischung und

öffentliche Debatte.

Argumente werden im politischen Raum nur gehört, wenn sie gebündelt 

sind. Die Meinung des einzelnen - sie mag noch so gut begründet sein - fällt 

nicht ins Gewicht. Eine Gewerkschaft, die IG Metall, ist der richtige Ort, 

an dem sich Überzeugungen bündeln lassen. Die IG Metall forciert beide 

Zukunftsdebatten, die im Betrieb und die in Berlin.

        Außer Thesen nichts gewesen?
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